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Regionalkonferenzen zwischen offenen Netzwerken 
und fester Institutionalisierung 

Kurzfassung 

Am Beispiel der nordrhein-westfälischen Regionalkonferenzen wird der 
Frage nachgegangen, ob netzwerkartige "intermediäre Organisationen" 
in einer institutionalisierten Politiklandschaft ohne festere institutionelle 
Strukturen leistungsfähig sein können. Es zeigt sich, daß es weniger die 
Frage der Institutionalisierung sein dürfte, die über die Leistungsfähigkeit 
der Regionalkonferenzen entscheidet, als diejenige, wie die Regionalkonfe­
renzen von den regionalen Akteuren wahrgenommen und behandelt werden: 
als Kommunikations- und Kooperationsforen oder als politische Vorent­
scheiderstrukturen. 

1 Einleitung und Fragestellung 

In Literatur und Praxis wird seit einiger 
Zeit die "Evolution der Kooperation" 
(R. AXELROD) entdeckt, wobei vor 
allem weiche Formen der Kooperation 
in den Vordergrund treten, die den be­
teiligten Akteuren ein hohes Maß an 
Autonomie belassen. 

In verschiedenen Bundesländern wird 
für die regionale Zusammenarbeit von 
Akteuren, insbesondere im Zuge der 
"Regionalisierung der Strukturpoli­
tik", mit netzwerkartigen Konzepten 
gearbeitet (Regionalkonferenzen). Ins­
besondere werden Regionalkonferen­
zen in Nordrhein-Westfalen eingesetzt, 
um über netzwerkartige Kooperati­
onen unter politischen Akteuren auf 
regionaler Ebene "endogene Entwick­
lungspotentiale" für den Strukturwan­
del zu mobilisieren (1). 

Seit 1987 (mit der Zukunftsinitiative 
Montanregionen (ZIM)) wurde in Nord­
rhein-Westfalen der Ansatz der Regiona­
lisierung der Strukturpolitik verfolgt. 
1989 wurde durch Kabinettsbeschluß 
(vom 30.5.1989) das ZIM-Konzept auf 
das ganze Land übertragen (ZIN): "Die 
weitere Regionalisierung der Struktur­
politik wird für notwendig gehalten, um 
so auch durch Mobilisierung des Ent­
wicklungspotentials, Verbesserung der 
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Koordination und Kooperation aller Ver­
antwortlichen und Stärkung der Eigen­
verantwortung der Kräfte in allen Regio­
nen unseres Landes zur ökonomischen 
und ökologischen Erneuerung beizutra­
gen." Nach den z.T. ungünstigen Erfah­
rungen mit ZIN wurde am 16.10.1990 
vom Kabinett der Beschluß über "die zu­
künftige Ausgestaltung der regionalen 
Strukturpolitik" gefaßt, der u.a. vorsah, 
daß in allen 15 ZIN-Regionen Regional­
konferenzen durchzuführen seien, die 
Regionale Entwicklungskonzepte zur ei­
genen Entwicklungsorientierung und zur 
Kooperation mit der Landespolitik erar­
beiten sollten. Ferner sollten die bereits 
für ZIM entwickelten Koordinationsre­
gelungen für die Fachpolitiken weiter 
ausgebaut werden (Gründung einer in­
terministeriellen Arbeitsgruppe; Einbin­
dung des Kabinettsausschusses "Wirt­
schafts- und Strukturpolitik"). Mit 
Beschluß der Landesregierung vom 
16.6.1992 wurden die Ressorts auf­
gefordert, ihre strukturpolitischen Akti­
vitäten stärker an den Regionalen 
Entwicklungskonzepten der Regionen 
auszurichten; zudem wurde mit dem in­
terministeriellen Arbeitskreis "Regio­
nale Entwicklungskonzepte" auf Lan­
desebene ein Ansprechpartner für die 
Regionen und deren Entwicklungskon­
zeptionen geschaffen. Auch das neueste 
Strukturförderprogramm, der "Hand­
lungsrahmen für die Kohlegebiete", wird 
in diese Förderkoordination eingebun-

den. Die Koordination der regionalisier­
ten Wirtschafts- und Strukturpolitik liegt 
federführend beim Wirtschaftsministe­
rium. Für die ressortübergreifende 
Koordination kann sich das Ressort einer 
interministeriellen Arbeitsgruppe bedie­
nen. 

Die Frage stellt sich dann, ob erstens 
die damit verbundene Minimierung der 
Institutionalisierung die kollektive 
Problembearbeitung begünstigt oder 
erschwert. Gegen die Netzwerkkon­
struktion und für mehr Institutionali­
sierung könnte beispielsweise spre­
chen, daß formale Regelungen den 
Kooperationszwang erhöhen, die Kon­
sensbildung erleichtern, Informations­
flüsse und dauerhafte Aufmerksamkeit 
für Themen sichern u.ä. Zweitens ist 
offen, ob sich die Vorteile von Netz­
werken in einem politischen Umfeld 
und in einer Thematik entfalten lassen, 
die definitionsgemäß (Strukturpolitik) 
Verteilungsfragen und damit Legitima­
tionsfragen der Entscheidungsergeb­
nisse implizieren. 

Die Argumentationslinie wird dabei 
wie folgt gezogen: Zunächst wird die 
Beziehung zwischem dem nordrhein­
westfälischen Konzept der Regional­
konferenzen und dem Netzwerkansatz 
diskutiert (Kap. 2), sodann die Lei­
stungsfähigkeit der Netzwerke skiz-
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ziert (Kap. 3), aber auch ihre Empfind­
lichkeit gegenüber Umfeldeinflüssen 
deutlich gemacht (Kap. 4). Regional­
konferenzen können sich offenbar als 
Netzwerke nur eingeschränkt ent­
falten, weil sie durch strukturelle 
Außeneinflüsse restringiert werden 
(Kap. 5). Deshalb können sie die 
Potentiale von Netzwerken auch nur 
unzureichend ausschöpfen (Kap. 6). 
Allerdings sind das zunächst deduktiv 
gewonnene Aussagen, die nach Kon­
frontation mit ausgewählten Empirie­
Beispielen zu relativieren sind 
(Kap. 7). 

2 Netzwerke als Handlungsformen 

Netzwerke haben sich in den letzten 
Jahren in vielen politischen, wirt­
schaftlichen und sozialen Handlungs­
feldern gebildet. Die Diskussion in den 
Sozialwissenschaften hat dieses 
Phänomen aufgegriffen, hatte aber 
anfangs mit erheblichen Schwierig­
keiten der genauen Abgrenzung von 
Netzwerken gegenüber vergleichbaren 
Kooperationsformen wie Projektgrup­
pen, interorganisatorischen Konferen­
zen, neo-korporatistischen Politikfor­
men usw. (2) zu kämpfen. 

Bei aller Kontroverse über die Defini­
tion und Beschreibung von Netz­
werken gibt es einige Gemeinsam­
keiten, die rechtfertigen, überhaupt von 
einem neuen Kooperationstypus zu 
sprechen. In den Sozialwissenschaften 
bahnt sich ein gewisser Konsens an, 
was wesentliche Merkmale der Netz­
werke sind. Im Kern gehören dazu: 

- ihr Mittler-Charakterzwischenmarkt-
lichen und politischen (hier-
archischen) Entscheidungssyste-
men (3); ihre Steuerungsmodalitäten 
können einerseits näher am Markt lie­
gen (Tauschgeschäfte) oder näher an 
hierarchischen Entscheidungen (z.B. 
über vorab entschiedene Verteilungs­
regeln); 

- die spezifischen Bindungen der 
Netzwerkmitglieder untereinander: 
Netzwerke sind lose gekoppelte Be­
ziehungen zwischen Akteuren. Die 
Bindung der Akteure an das Netzwerk 
und untereinander wird vor allem 
durch die Wahrnehmung wechsel-
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seitiger Abhängigkeiten (Inter­
dependenzen) auf der Input- und Out­
putseite des individuellen Handelns 
sowie darauf basierenden Nützlich­
keitsüberlegungen bewirkt. Solche 
Interdependenzen können Ressour­
cenabhängigkeiten (vor allem von 
Machtressourcen), Informationsab­
hängigkeiten, Risikoabhängigkeiten 
oder Vorteile der Synergieeffekte sein. 
In politischen Netzwerken, die primär 
der gemeinsamen Interessenartikula­
tion dienen, kann die Gemeinsamkeit 
auch lediglich auf gemeinsamen Wer­
ten und Überzeugungen beruhen (4); 

- die relative Autonomie der Mitglie­
der: Jeder Aktor behält weitgehend 
seine Autonomie, einschließlich des 
Rechtes, jederzeit das Netzwerk zu 
verlassen (Exit-Option). Gegen ein­
zelne Akteure gibt es keine formalen 
Sanktionsmöglichkeiten; 

- der geringe Institutionalisierungs­
grad: Es gibt intern keine förmliche 
hierarchische und sektorale/funktio­
nale Differenzierung. Prinzipiell 
dominiert die offene horizontale Inter­
aktion, wobei Vertrauen, gemeinsam 
geteilte Werte, wechselseitiger Re­
spekt (und Information über den je­
weils anderen) sowie Aushandlung 
von kollektiven Aktionen die wesent­
liche Basis der Interaktion bilden. Zu­
dem verfügt das einzelne Mitglied -
zumindest anfangs - über keine fakti­
sche Vetomacht (erst im Verlauf der 
Netzwerkarbeit bilden sich formale 
Machtstrukturen heraus, die - wenn 
auch nur begrenzt - Vetopositionen 
schaffen) (5). Die schwache Institutio­
nalisierung macht allerdings Netz­
werke nicht strukturlos: Vielmehr 
werden Regeln und arbeitsteilige 
Strukturen geschaffen, um handlungs­
fähig zu werden. Aber diese Struktu­
ren haben primär ablauforganisatori­
schen Charakter, d.h. beziehen sich 
auf Interaktionen. Sie sollen die 
Macht- und Einflußbeziehungen mög­
lichst nicht beeinflussen; 

- die Labilität der Netzwerkstruktur: 
Netzwerke hängen von der Koopera­
tionsbereitschaft ihrer Mitglieder, also 
Personen ab. Sie sind in besonderem 
Maße labil gegenüber Vertrauensstö­
rungen im Innenverhältnis und Ände­
rungen ihrer Rahmenbedingungen im 
Außenverhältnis. Ihnen fehlt die puf­
femde Wirkung einer härteren Institu­
tionalisierung. 

Sind die nordrhein-westfälischen Re­
gionalkonferenzen Netzwerke in die­
sem Sinne? Sie sind zunächst inter­
mediäre Organisationen, die innerhalb 
einer Region (i.d.R.: Bezirk der IHKs) 
die für die Strukturpolitik relevanten 
Handlungsträger des öffentlichen und 
privaten Bereichs (Kommunen, IHKs, 
Verbände, auch einzelne Unternehmen 
u.ä.) zusammenbringen sollen. Ihre 
Aufgabe ist es, regionale Entwick­
lungskonzepte (REK) zu erarbeiten, 
die Leitlinien für die regionale Koope­
ration und das Handeln der Akteure 
legen (6). Das Land verpflichtet sich, 
diesen Prozeß der "eigenständigen 
Regionalentwicklung" aktiv zu unter­
stützen (Kabinettsbeschluß vom 
16.10.1990), fordert dafür aber ein 
Mindestmaß an Legitimation für die er­
stellten Regionalen Entwicklungs­
konzepte (REKs): Sie sollen von den 
demokratisch-legitimierten Gremien 
der Kreise, kreisfreien Städte und 
kreisangehörigen Gemeinden be­
schlossen werden, über den Regie­
rungspräsidenten den Bezirkspla­
nungsräten zur Beratung zugeleitet 
werden und erst danach der Landes­
regierung vorgelegt werden (7). 

Regionalkonferenzen sind netzwerk­
artig organisiert. Aber die Erkenntnisse 
über "politische Netzwerke" auf natio­
naler Ebene sind nur eingeschränkt auf 
Regionalkonferenzen zu übertragen. 
Denn bei letzteren steht das "problem 
solving" im Vordergrund, also ein Pro­
zeß kollektiver Problembearbeitung, 
während nationale Netzwerke an der 
staatlichen Politikformulierung mit­
wirken und damit in erster Linie Ein­
fluß auf Dritte (z.B. formale Entschei­
dungsgremien) ausüben wollen. Re­
gionale Netzwerke des Typs "Regio­
nalkonferenz" sollen demgegenüber 
kollektives Handeln in der eigenen 
Sphäre der Mitglieder möglich 
machen. Sie sollen nach dem Konzept 
der eigenständigen Regionalentwick­
lung Handlungskonzepte zur Entwick­
lung ihrer Region erarbeiten. Ferner 
operieren regionale Netzwerke in einer 
räumlichen Abgrenzung, die i.d.R. 
nicht durch lediglich eine Gebietskör­
perschaft (Gemeinde, Kreis/Gemein­
deverbände mit eigenem Wirkungs­
kreis, Land, Bund) abgedeckt wird. 
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Wenn sie Einfluß auf politische Ent­
scheidungen nehmen wollen, müssen 
sie deshalb entweder die Ebene des 
Landes (oder auch Bundes) anspre­
chen, wo sie aber mit anderen Akteuren 
konkurrieren, oder auf die Ebene der 
Kommunen heruntergehen, die aber 
keine formale Zuständigkeit für regio­
nale Belange haben. Schließlich wer­
den regionale Netzwerke in starkem 
Maße von staatlichen Vorgaben und 
strukturellen Anreizen (z.B Zweck­
zuweisungen) geprägt. Ihre interne 
Kooperation läuft folglich immer "im 
Schatten des Staates" ab, was die 
Kooperationsbereitschaft beeinträchti­
gen kann. 

Die Einordnung der Regionalkonfe­
renzen in das Netzwerk-Konzept ist 
nicht einfach, weil sie 

- zwischen Markt und politischen 
Entscheidungssystemen angesiedelt 
sind, aber aus der Sicht einzelner Ak­
teure (insbesondere der Kommunen) 
mehr als entscheidungsvorbereitende 
Institutionen wirken; 

- zwar wenig institutionalisiert sind und 
die Autonomie der Mitglieder kaum 
einschränken: Jedes Mitglied behält 
förmlich die uneingeschränkte "Exit­
option". Außer gemeinsamen Interes­
sen und Betroffenheiten werden keine 
Bindungen zwischen den Akteuren 
vorausgesetzt. Aber faktisch kann das 
Mitglied die Autonomie nur ein­
geschränkt nutzen, weil es sich 
moralisch und politisch an die Ergeb­
nisse der Regionalkonferenz binden 
soll; 

- zwar eine lose gekoppelte und hori­
zontal vernetzte Aktoren-Koopera­
tion ohne hierarchische Steuerung or­
ganisieren: Jeder Aktor wird formal 
im Netzwerk gleichwertig behandelt. 
Aber faktisch gilt auch das nur einge­
schränkt, weil sich erstens eine Kern­
gruppe (Lenkungsgruppe) herausbil­
det, weil zweitens mit der dominanten 
Ausrichtung auf wirtschaftliche Ent­
wicklung nicht-wirtschaftliche Be­
lange eher an den Rand gedrängt wer­
den und weil drittens der Einfluß der 
Akteure auf das Konferenzergebnis 
ungleich ist, nämlich von deren 
Machtressourcen (Informations­
apparat, Prestige, Kontaktnetze zur 
Landesadministration usw.) abhängt. 
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Aber wenn Regionalkonferenzen als 
"problem solving"-Netzwerke operie­
ren sollen, dann verlangen sie ein höhe­
res Maß konstruktiver Konsensfähig­
keit ihrer Mitglieder. Das wiederum be­
dingt, daß sich zwischen den Netz­
werkmitgliedern 

- Vertrauen (daß die anderen sich 
kooperativ verhalten und Machtvor­
teile nicht ausnutzen), 

- ein Klima freundschaftlicher Koope­
ration (8) und 

- ein differenzierter Konsens gemeinsa­
mer Werte, Überzeugungen und Ein­
schätzungen ausbildet. 

Das macht dichtere personale Interak­
tions- und Lernprozesse notwendig (9). 

Damit lassen sich formale Kriterien be­
nennen, wann Regionalkonferenzen 
Netzwerke im engeren Sinne sein kön­
nen: Fehlt die sozial-emotionale Bin­
dung, kommen solche Vernetzungen 
über den Projektgruppenstatus oder 
den Status eines Diskussionsforums 
nicht hinaus. Wird die interne Institu­
tionalisierung zu weit formalisiert, so 
daß verstärkt Elemente hierarchischer 
Steuerung auftreten, wechselt die Re­
gionalkonferenz tendenziell zu einem 
Verband über. Geht die Zweckbindung 
verloren, können Regionalkonferen­
zen zu Clubs oder emotional gebunde­
nen Kleingruppen mutieren. Regional­
konferenzen im allgemeinen sind des­
halb zunächst nur als netzwerkartig zu 
bezeichnen. Generell wird die Netz­
werkfunktion eingeschränkt: 

(a) 
Regionalkonferenzen entspringen 
nicht einer spontanen Selbstorgani­
sation regionaler Akteure als Folge 
eines kollektiven "Leidensdrucks" 
oder gleichgerichteter Handlungsinter­
essen. Vielmehr wurden sie vom Staat 
initiiert, und zwar mit Hilfe finanzieller 
Anreize. 

(b) 
Regionalkonferenzen sind "janus­
köpfig" angelegt: Sie sind, auch wenn 
sie für kooperatives Problemlösen vor­
gesehen sind, faktisch immer auch 
Foren der Politikbeeinflussung von 
Drittakteuren. Insofern sind sie sowohl 
nach innen "problem solver" (im 
spieltheoretischen Sinne) (10) als auch 
nach außen "Anspruchskartell". 

(c) 
Zudem können viele Regionalkonfe­
renzen häufig die intensive sozial­
emotionale Bindung von Einzel­
persönlichkeiten kaum aktivieren, weil 
sie zu groß sind (einige haben mehr als 
200 Mitglieder) und zu selten tagen. 
Allerdings können Regionalkonferen­
zen in ihren Untergruppen funktions­
fähige Netzwerke ausbilden. So findet 
bei den meisten Regionalkonferenzen 
Netzwerkarbeit in den themengebun­
denen Arbeitsgruppen statt, in denen 
vor allem Fachleute kooperieren. Aber 
auch in den Lenkungsgruppen bilden 
sich Netzwerke aus, mitunter auch in 
"informellen Zirkeln" (11). 

3 Die Leistungsfähigkeit 
der Netzwerke 
für kooperatives Handeln 

Für Regionalkonferenzen wie für Netz­
werke allgemein sind Verhandlungen 
der wesentliche Modus kollektiven 
Handelns (12). Die "Methoden" der 
Konsensfindung sind sowohl Persua­
sion, also der Zwang zur vernunftmäßi­
gen Begründung von Interessendurch­
setzungen, als auch Tauschhandlun­
gen. Netzwerke setzen voraus, daß die 
Akteure an einer gemeinsamen Pro­
blembearbeitung interessiert sind, d.h. 
kurzfristbezogene und eng-fokussierte 
Eigeninteressen zugunsten von Kol­
lektivbelangen im Sinne des "wohlver­
standenen Eigeninteresses" in gewis­
sem Maße zurückstellen. Das ist eine 
notwendige, aber keine hinreichende 
Bedingung für kollektives Handeln. 
Netzwerke gewinnen Handlungskraft 
dadurch, daß sie einen immer dichteren 
Konsens von gemeinsamen Zielen und 
Überzeugungen entwickeln, der auf 
konkretes Handeln bezogen ist. 

Zwar haben Prozesse des Informa­
tions- und Wissensaustauschs in politi­
schen Entscheidungsprozessen gene­
rell große Bedeutung. Aber in Netz­
werken gewinnt die Beeinflussung von 
Wahrnehmungs-, Interpretations- und 
Wertemuster der Akteure, also deren 
"belief systems" ( 13 ), ein viel größeres 
Gewicht als in härter institutionalisier­
ten Strukturen. Die Stärke der Netz­
werke liegt vor allem darin, daß sie 
"lernende Systeme" sind, und zwar in 
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doppelter Hinsicht: Zum einen nähern 
sie die Standpunkte/Deutungsmuster 
der beteiligten Akteure einander an; 
zum anderen aber können sie - bei ge­
eigneter Aktorenzusammensetzung -
überholte Denkmuster aufbrechen und 
neuen Ideen/Einsichten öffnen, aus de­
nen neue kollektive Handlungen her­
vorgehen. Für dieses Lernen bieten Re­
gionalkonferenzen zwei wichtige Vor­
aussetzungen: erstens den Zwang zum 
Lernen (Erfolgsorientierung der Mit­
glieder; Anreize des Staates); zweitens 
eine über das Netzwerk organisierte 
dichte Interaktions-, Kommunika­
tions- und Informations-Verflechtung 
der Mitglieder mit dem Ziel der Kon­
sensfindung. Ob diese Voraussetzun­
gen wirksam werden, hängt aber wie­
derum davon ab, in welcher Intensität 
die Akteure bereit sind, zu interagieren 
und ihre institutionellen Eigeninteres­
sen zugunsten der "wohlverstandenen 
kollektiven Regionalbelange" etwas 
zurückzustellen. Wechselseitiges Ler­
nen in diesem Sinne verlangt, daß die 
Mitglieder Vertrauen zueinander haben 
und feste Erwartungen ausbilden kön­
nen. Insbesondere bezieht sich deren 
Vertrauen darauf, daß die strukturellen 
Machtunterschiede der Mitglieder von 
diesen nicht zu Lasten anderer und des 
kollektiven Handelns ausgenutzt wer­
den. Mißtrauen kann Quelle zahl­
reicher interner Konflikte werden ( 14 ). 

4 Die Empfindlichkeit 
der Regionalkonferenzen 
gegenüber ihrem politisch­
institutionellen Umfeld 

Für die Regionalkonferenzen ist es er­
klärte politische Geschäftsgrundlage, 
keine neuen Verbände oder verbands­
artige Strukturen oberhalb der Ge­
meindeebene einzurichten. Das wurde 
von Landesseite und politischer Seite 
mehrfach beteuert (15). Für das Land 
waren und sind die politischen Effekte 
des Regionalkonferenzkonzepts wich­
tiger als die organisatorische Effektivi­
tät: 

- Man will die Region in die Mit­
verantwortung für Strukturpolitik zie­
hen, 

- man will auf elegante Weise den 
politischen Zwang zur räumlichen 

RuR 3.1994 

Gleichverteilung staatlicher Mittel 
mit dem strukturpolitischen Schwer­
punktkonzept verbinden (Zwar 
kommt jede Region in den Genuß von 
Landesmitteln, aber das Land behält 
sich vor, die Regionalen Entwick­
lungskonzepte nach struktur­
politischen Kriterien unterschiedlich 
intensiv zu fördern) , 

- man vertraut auf den symbolischen 
(und mobilisierenden) Effekt einer in­
novativen Form der "Regionalisie­
rung der Strukturpolitik". 

Die schwache Institutionalisierung 
macht Netzwerke von ihrem Umfeld 
abhängig. Das gilt in besonderem 
Maße für Regionalkonferenzen, die 
durch Rahmenvorgaben des Landes in 
besonderer Weise auf ihr Umfeld be­
zogen werden. Dazu gehören 

- das strikte Regionenprinzip, d.h. die 
Abgrenzung einer Region i.d.R. auf 
der Basis der IHK-Grenzen (statt pro­
blembezogener Zusammenschlüsse); 

- die "Maximal-Inklusion" der regiona­
len Akteure (16) (statt Zusammen­
schluß derjenigen, die zu einer Pro­
blembearbeitung nennenswerte Bei­
träge leisten können); 

- die Aufgabe, ein Regionales Entwick­
lungskonzept (REK) zu erstellen (statt 
vordringliche gemeinsame Probleme 
zu identifizieren und dafür Lösungen 
zu entwickeln); 

- die Legitimation über (a) das Kon­
sensprinzip und (b) zustimmende 
Voten der Kommunalparlamente; 

- der Effektivitätsdruck, weil die Erar­
beitung der REK zeitlich befristet 
wurde. 

(1) 
Das strikte Regionenprinzip erschwert 
es den Akteuren, eine genügend breite 
Basis der Gemeinsamkeiten zu finden 
- ein problembezogener Zusammen­
schluß wäre hier günstiger, weil er die 
Kosten der Konsensfindung reduziert. 
Allerdings ist der problembezogene 
Zusammenschluß vom Land kaum zu 
initiieren; insofern ist der Weg über die 
Region ein handlungspragmatischer 
Ansatz. 

(2) 
Die Maximal-Inklusion führt zu einer 
großen Zahl der kooperierenden 
Akteure und erhöht über die Aktoren-

menge und deren unterschiedliche In­
teressen die Komplexität der Inter­
aktionen und damit die Konsenskosten. 

(3) 
Desgleichen erhöht der Auftrag, ein 
regionales Entwicklungskonzept (statt 
problembezogener Handlungsstrate­
gien) zu entwerfen, den Konsensauf­
wand. 

(4) 
Das Konsensprinzip (= Einstimmig­
keitsprinzip) erzeugt Vetopositionen. 
In der Praxis ist diese Vorgabe aller­
dings weniger einschneidend, weil 
ohne Institutionalisierung von Mehr­
heitsregeln ohnehin das faktische Ein­
stimmigkeitsprinzip gilt. 

(5) 
Problematischer ist die Legitimation 
über Kommunalparlamente. Zwar ist 
sie begründbar, weil die Ergebnisse der 
Regionalkonferenzen primär von den 
Kommunen getragen werden sollen 
und die in den Kommunalparlamenten 
zum Ausdruck kommenden parteipoli­
tischen Mehrheitsverhältnisse nicht 
konterkarieren sollten. Aber damit 
wird eine ganz entscheidende Wei­
chenstellung getroffen: 

- die Kommunen werden zu den Haupt­
akteuren gemacht, denen gegenüber 
alle anderen Akteure nur Nebenfigu­
ren darstellen, deren Einfluß auf das 
REK entsprechend entwertet wird. 
Das kommt i.d.R. auch darin zum 
Ausdruck, daß die für Re­
gionalkonferenz notwendige Sekre­
tariatsarbeit entweder von einzelnen 
Kommunen miterledigt wird oder 
einem Regionalbüro übertragen wird, 
das von den Kommunen kontrolliert 
wird; 

- dieser Selektions-Effekt wird noch­
mals dadurch unterstützt, daß die REK 
sich primär an die sektoralen Zuwei­
sungstöpfe des Landes wenden, die 
aber praktisch nur über die Gemein­
den geleitet werden können; 

- damit erhalten aber die Gemeinden die 
zentrale Filterfunktion für aufzuneh­
mende Themen und Problemlösungen 
- das kann die Innovationsfähigkeit 
der Regionalkonferenzen sowohl ge­
genüber Anforderungen des Struktur­
wandels als auch gegenüber Anforde­
rungen zukunftsträchtiger Problemlö­
sungen reduzieren. 
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(6) 
Der Effektivitätsdruck hat zunächst die 
positive Wirkung, den Zwang zur 
erfolgreichen Kooperation zu erhöhen, 
was Kooperationsansätzen mehr 
Gewicht gegenüber "kleinkarierter" 
Konfliktaustragung geben könnte. 
Aber vielfach wird damit eine Eigen­
dynamik zu mehr interner Institutiona­
lisierung erzeugt, d.h. die offene Netz­
werkstruktur wird von internen Vorent­
scheiderstrukturen reduziert. Institu­
tionen vermindern Komplexität, aber 
scheiden damit auch Möglichkeiten 
aus: "Some potential participants, 
issues, viewpoints, or values are ig­
nored or suppressed" ( 17). Damit be­
einflussen Institutionen Macht- und 
Einflußstrukturen. 

5 Restriktionen der 
Problembearbeitungsfähigkeit 
von Regionalkonferenzen 

Zu diesen vom Land gesetzten Rah­
menbedingungen kommen strukturelle 
Einflüsse, welche die Integrations- und 
Kooperationsfähigkeit der Regional­
konferenzen beeinträchtigen können. 
Das sind inbesondere: 

- strukturelle Kommunikations­
Privilegierungen; 

- die strukturellen Steuerungsanreize 
der dominanten Akteure 
in den Regionalkonferenzen, 
also der Kommunen; 

- die Zahl und Machtverteilung 
(Größenunterschiede) zwischen den 
dominanten Akteuren 
der Regionalkonferenzen; 

- die Definitionsmacht des Landes 
über den Erfolg 
der regionalen Kooperation. 

(1) 
Die vertikale Kommunikation Ge­
meinde/Land ist strukturell privi­
legiert. Sie wird durch die Tradition der 
nordrhein-westfälischen Subventions­
politik, aber auch durch die starke 
Verankerung vieler Kommunalpoliti­
ker in der SPD und damit in der Ein­
flußnahme auf das Land begründet. 
Deshalb finden die Interaktionspro­
zesse von Regionalkonferenzen "im 
Schatten des Staates" (18) statt. Die 
Privilegierung der vertikalen Kommu-
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nikation hat aber den Effekt, daß hori­
zontale Kontakte auf regionaler Ebene 
eher schwach ausgeprägt sind: Man 
weiß viel zu wenig voneinander in der 
Region. Vielfach kennen sich die 
relevanten Akteure auf Landesebene 
viel besser untereinander als die 
relevanten Akteure in den Regionen. 

(2) 
Die strukturellen Steuerungsanreize 
der dominanten regionalen Akteure 
sind politischer Natur: Die Vertreter 
der Kommunen sind in erster Linie 
ihrer Kommune und ihrer lokalen 
Parteigruppierung verpflichtet, emp­
fangen aber praktisch keine Steue­
rungsanreize aus der Region: Weder 
gibt es die Region umfassende Partei­
organisationen noch regionale Wähler­
schaften. Die Kommunalvertreter 
haben folglich nur sehr eingeschränkt 
Interesse daran, sich für die Belange 
der Region zu Lasten der Selbst­
beschränkungen der eigenen Kom­
mune einzusetzen. Diese Politisierung 
des regionalen Handelns aus kommu­
naler Interessenlage hat zwei Implika­
tionen: Zum einen bewirkt sie, daß 
kurzfristbezogene Verteilungsinteres­
sen die langfristigen Kooperations­
belange dominieren können; zum an­
deren intensiviert sie möglicherweise 
das Konfliktniveau in den Regional­
konferenzen, was dort Vorkehrungen 
verlangt, die Konfliktintensität mit 
der verfügbaren Konfliktregelungsfä­
higkeit der Regionalkonferenzen kom­
patibel zu machen. 

(3) 
Zahl und Machtverteilung der domi­
nanten Akteure haben Einfluß auf die 
Fähigkeit der Regionalkonferenzen, 
sich straffer zu organisieren und effek­
üver zu arbeiten. Insofern stellen sich 
kleine Regionalkonferenzen (wenige 
Gemeinden) (z.B. Region Mühlheim­
Essen-Oberhausen) und noch dazu mit 
weitgehend gleicher Machtverteilung 
(z.B. Region Bergische Großstädte) als 
leistungsfähiger dar als große mit sehr 
ungleicher Machtverteilung. 

(4) 
Das Land hat Definitionsmacht über 
den Erfolg der Regionalkonferenzen. 
Denn es bestimmt, wie intensiv die 
REK bezuschußt werden. Diese Ab-

hängigkeit der Regionalkonferenzen 
von der Landesadministration bringt 
Unsicherheit in die Ne_tzwerkarbeit, 
weil der Nutzen der Kooperation durch 
das Land in Frage gestellt werden kann 
- jedes Netzwerkmitglied geht das Ri­
siko ein, seine Zeit nutzlos vertan zu 
haben. Unsicherheit erhöht aber die 
Labilität von Netzwerken, weil sie das 
Engagement (commitment) der Mit­
glieder mindert. Regionalkonferenzen 
werden vor allem davon beeinflußt, 
daß ihr relevantes Umfeld politische 
Organisationen sind, die zum einen 
Probleme primär unter ihren politi­
schen Kosten und politisch-admini­
strativen Verteilungswirkungen wahr­
nehmen, zum anderen die Legitimie­
rung der Ergebnisse von Regionalkon­
ferenzen einfordern oder diese zur Wir­
kungslosigkeit auflaufen lassen. Re­
gionalkonferenzen werden infolgedes­
sen zum einen mit Aufgaben der Kon­
fliktbearbeitung belastet, für die sie 
keine institutionellen Voraussetzungen 
besitzen. Zum anderen müssen sie ein 
Mindestmaß an Formalisierung und 
damit Transparenz entwickeln. Das 
Denken in "regionalen Gemeinschafts­
aufgaben" bleibt dabei in vielen Regio­
nalkonferenzen auf der Strecke: Sie 
sind mit der Erstellung von regionalen 
Entwicklungskonzepten vielfach über­
fordert ( 19), und die REKs orientieren 
sich indirekt an den Förderrichtlinien 
für Zweckzuweisungen (20). 

6 Unzureichende Ausschöpfung 
der Potentiale von Netzwerken 

Ein zentrales Dilemma der Regional­
konferenzen liegt offenbar darin, daß 
die Mitglieder überwiegend politische 
Akteure sind, die in den Regional­
konferenzen primär neue politische 
Entscheidungssysteme sehen, in denen 
es um Verteilungsfragen geht. Dem­
gegenüber erwartet das Land von den 
Regionalkonferenzen neue regionale 
Kooperationsformen mit konstrukti­
ven Beiträgen· zu den Aufgaben des 
wirtschaftlichen Strukturwandels. Fra­
gen der kurzfristbezogenen, an institu­
tionellen Eigeninteressen ausgerich­
tete Verteilungen konfligieren mit einer 
längerfristig ausgerichteten, auf"Syn­
ergieeffekte" angelegten regionalen 
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Kooperation. Dieses Dilemma dürfte 
sich in der Praxis zu Lasten der regio­
nalen Kooperation auflösen. Denn 
Regionalkonferenzen werden von poli­
tisch denkenden Akteuren dominiert: 

- Kommunen wurden als dominante 
Akteure privilegiert mit der Wirkung, 
daß die Inhalte der REKs vorwiegend 
vom System staatlicher Zweckzuwei­
sungen geprägt werden. Dadurch wird 
die Problemsicht primär inputseitig, 
d.h. an den Perspektiven fiskalischer 
Ressourcengewinne, angesetzt und 
weniger outputseitig, d.h. an den stra­
tegischen Hebeln regional verantwor­
teter Strukturpolitik. Die Problem­
sicht orientiert sich folglich primär an 
erkannten Engpässen und an den in der 
Vergangenheit nicht realisierten Pro­
jekten, aber weniger an zukünftigen 
Perspektiven. 

- Zudem gelingt es nur begrenzt, die 
Wirtschaft in die Netzwerkarbeit in 
vollem Umfange einzubeziehen und 
damit deren Selbstverpflichtung für 
den regionalen Strukturwandel zu ge­
winnen. Meist wird die Wirtschaft 
durch die IHKs repräsentiert. Aber 
diese vertritt zum einen lediglich wirt­
schaftliche Gesamtinteressen, zum 
anderen die bisher dominanten Bran­
chen, also die historische Wirtschafts­
struktur. Die von den IHKs ausgehen­
den Innovationsimpulse (21) sind 
i.d.R. bescheiden; nicht selten distan­
zieren sich die Kammern auch 
aus ordnungspolitischen Gründen 
(Gleichsetzung der Regionalkonfe­
renzen mit "Wirtschafts- und Sozial­
räten"). 

- Umgekehrt haben die Gruppen, die 
neue Perspektiven einbringen könn­
ten (z.B. Umweltverbände), in den 
Regionalkonferenzen aufgrund der 
dominanten Machtstrukturen keine 
oder nur geringe Chancen, sich Gehör 
zu verschaffen (22). 

- Das mit politischen Verteilungsfragen 
eng verbundene Legitimationspro­
blem kann sich in der dualen Kommu­
nalverfassung von Nordrhein-Westfa­
len schärfer und für die Ergebnisse se­
lektiver auswirken als in der monisti­
schen Verfassung der süddeutschen 
Länder, weil die Ratsvorsitzenden le­
diglich in der Plenarversammlung der 
Regionalkonferenzen sitzen, nicht 
aber in den Lenkungsgruppen, die das 
Vorentscheiderorgan sind, aber den 
Hauptverwaltungsbeamten vorbehal-
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ten bleiben (23). Die Plenarversamm­
lungen sind jedoch gegenüber 
Lenkungs- und Arbeitsgruppen 
wesentlich weniger einflußreich auf 
die REKs. Kommunalparlamente und 
Politiker in den Regionalkonferenzen 
könnten auf diese Entmachtung mit 
blockierendem Verhalten reagieren. 

Wenn Verteilungskonflikte in den Vor­
dergrund treten, so sind Regionalkon­
ferenzen besonders schlecht geeignet, 
diese konstruktiv zu bewältigen. Eher 
erhöhen sie die Konsenskosten: 

(1) 
Regionalkonferenzen bringen eine 
Vielzahl von Akteuren und Belangen 
sowie Informationszugängen zur 
gleichen Zeit zusammen. 

(2) 
Sie aktivieren diese Belange zudem zur 
gleichen Zeit und geben ihnen situa­
tionsbezogene Relevanz. Solche Netz­
werke heben damit die sektorale, 
aktorspezifische und zeitliche Frag­
mentierung politischer Prozesse, also 
die serielle und parallele Politik­
entlastung (24), teilweise auf, wodurch 
Konsensfindung im politischen Raum 
üblicherweise technisch erleichtert 
wird. 

(3) 
Regiönalkonferenzen schaffen mit die­
ser - vom Land offenbar gewollten -
Komplexitätssteigerung (25) insofern 
ein Novum in der Strukturpolitik, als 
diese herkömmlich als "entpolitisier­
ter" Prozeß der industriellen Anpas­
sung gilt, die dem Modell des techno­
kratischen Managements sehr nahe 
kommt (26). 

Die mit dieser Argumentation begrün­
dete Vermutung, daß die Netzwerk­
potentiale der Regionalkonferenzen 
nicht ausgeschöpft werden, gilt offen­
bar nur für die Steuerungs- und Ent­
scheidungsgremien, also die Len­
kungsgruppen der Regionalkonferen­
zen. In den Arbeitskreisen und deren 
Untergruppen, in denen primär Ex­
perten sitzen, bilden sich vielfach echte 
Netzwerke im Sinne der Sabatierschen 
"advocacy coalition" aus. Deren Grup­
penarbeit ist intensiv, emotional positiv 
besetzt (interessant-anregend, An­
erkennung durch Kollegen, Gewinn an 

moralischer Unterstützung usw.) und 
hilft zunehmend auch in der tages­
politischen Arbeit (man kennt sich und 
kann Dinge unkonventionell regeln). 
Gleichwohl können diese Arbeitsgrup­
pen die Ergebnisse der Regionalkonfe­
renzen nur eingeschränkt beeinflussen. 
Vielmehr tragen die Ergebnisse der Re­
gionalkonferenzen Charakteristika, die 
für unzureichende Konfliktregelungs­
Kapazitäten typisch sind: 

- daß im Wege der Konfliktausklamme­
rung die Regionalen Entwicklungs­
konzepte relativ aussagearm wer­
den (27); 

- daß über eine Reihe von Vorentschei­
derknoten strukturwirksame Themen 
ausgefiltert oder in niveauwirksame 
Themen verwandelt werden; 

- daß das Ergebnis von der sachlich 
besten zur politisch befriedigenden 
Lösung verkürzt wird; 

- daß die "außenpolitische Dimension" 
(gegenüber dem Land) die regionale 
entwicklungspolitische Dimension 
überlagert und sich das Netzwerk zu 
einem regionalen Anspruchskartell 
gegenüber dem Land transformiert; 

- daß die Ergebnisse der Regionalen 
Entwicklungskonzepte eng am Status 
quo bleiben (28). 

7 Empirische Modifikationen 

Die im Vorangegangenen vorge­
tragenen Einschätzungen sind empi­
risch schwer zu prüfen. Erfolgskon­
trollen über die Handlungsergebnisse 
der Regionalkonferenzen sind zum 
einen nicht ohne Rücksicht auf die 
jeweiligen Kontextbedingungen zu be­
urteilen (29), was wiederum die Gene­
ralisierbarkeit erheblich einschränkt. 
Zum anderen beziehen sich die empiri­
schen Erfahrungen mit Regionalkonfe­
renzen ~uf eine sehr kurze Zeitspanne. 
Erfolgsaussichten der Regionalkonfe­
renzen lassen sich erst über eine län­
gere Zeitdistanz verläßlicher beurtei­
len. 

Über Interviews mit relevanten Hand­
lungsträgern (30) und Auswertung 
empirischer Studien zu Regionalkon­
ferenzen (31) haben wir deshalb ledig­
lich versucht, die deduktiv gewonne­
nen Aussagen über die Handlungs­
potentiale und relevanten Variablen/ 
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Dimensionen auf erforderliche Modi­
fikationen zu prüfen. Dabei wurde 
deutlich, daß Netzwerk-Konstruktio­
nen in einem Maße von situativen 
Rahmenbedingungen abhängen, so daß 
eine generalisierende Einschätzung der 
Regionalkonferenzen problematisch 
ist. Zu den wichtigsten situativen Rah­
menbedingungen gehören: 

(1) 
die strukturellen Ausgangsbedingun­
gen, d.h. die strukturellen "Wider­
standskosten" gegen regionale Koope­
ration; 

(2) 
die besondere Rolle der Promotoren­
Persönlichkeiten: Steuerungsleistun­
gen, die in stärker institutionalisierten 
Handlungssystemen teilweise vom 
Organisationsrahmen übernommen 
werden, müssen hier von Personen 
wahrgenommen werden; 

(3) 
die Instrumentalisierung der Legitima­
tionsproblematik durch Gegner oder 
Benachteiligte der Regionalkonferen­
zen; 

(4) 
die Innovationsfähigkeit der Regional­
konferenzen, indem sie für neue Ak­
teure, Themen und Problemlösungen 
Zugänge zu politischen Arenen öffnen. 

Zu (1) 
strukturelle Ausgangsbedingungen: 

Ungleiche Ausgangsbedingungen er­
zeugen ungleiche Widerstandskosten 
der regionalen Kooperation. Dazu ge­
hören: 

- die Mitgliederzahl und Zusammenset­
zung (Macht- und Interessenunter­
schiede) der Teilnehmer: Kleine Re­
gionen mit wenigen und zudem 
gleichstarken Gemeinden (Beispiel: 
Bergische Großstädte) sind leichter zu 
Regionalkonferenzen zu organisieren. 
Aber offenbar ist dabei die Zusam­
mensetzung der wichtigere Einfluß­
faktor. Regionen, in denen gleich­
starke Akteure operieren, sind ko­
operationsfähiger als Regionen mit 
machtungleichgewichtiger Aktoren­
struktur; 

- die Homogenisierbarkeit der Interes­
senlagen. Das gilt 
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a) für Regionen, die einen strukturel­
len Grundkonsens entwickelt haben, 
daß sie (gegenüber dem Ruhrgebiet) 
vernachlässigt seien (Beispiele: 
Ostwestfalen-Lippe oder Bergische 
Großstädte); 

b) für Regionen mit homogenem wirt­
schaftlichen Problemdruck (Beispiel: 
Emscher-Lippe, Aachen); 

- die wirtschaftsstrukturelle Basis und 
die Kooperationsfähigkeit der 
Vertreter der Wirtschaft: Stärker tradi­
tionell-mittelständisch und landwirt­
schaftlich organisierte Wirtschafts­
strukturen erschweren offenbar Ko­
operationen im Sinne von "public-pri­
vate-partnerships", was auch von der 
zurückhaltenden Kooperationsbereit­
schaft der Kammervertreter reflektiert 
wird (Beispiel: Münsterland). 

Zu (2) 
Rolle von Promotoren der Koopera­
tion: 

Wo anerkannte Promotoren fehlen, 
bleibt die Regionalkonferenz ein auf­
oktroyiertes Konzept ohne Eigen­
dynamik (Beispiel: Münsterland). 
Anerkannte Promotoren sind mitunter 
die Vertreter der Oberzentren (Bei­
spiel: Essen-Mühlheim-Oberhausen; 
Bergische Großstädte). Aber umge­
kehrt können Promotorenangebote des 
Oberzentrums auch polaristerend 
wirken, weil sie die traditionellen 
Stadt-Umland-Konflikte wachrufen 
(Beispiel: Münsterland). 

Problematisch ist offenbar die Rolle 
der Regierungspräsidenten. Zwar 
wurde die Organisation und Koopera­
tion der Regionalkonferenzen von den 
Regierungspräsidenten initiiert und 
wesentlich beeinflußt; zudem müssen 
die REKs über den Regierungspräsi­
denten an den Bezirksplanungsrat und 
weiter an das Land geleitet werden. 
Aber nur in wenigen Fällen wurde der 
Regierungspräsident als "geborener" 
Moderator akzeptiert (Beispiele: Ost­
westfalen-Lippe, Emscher-Lippe (32). 

Aber die Arbeitsgruppen leben von 
Promotoren. Gut funktionierende Ex­
pertennetzwerke bringen fast immer 
auch Fachpromotoren hervor. Als ein­
flußreich erweisen sich dabei aller­
dings Positionen, die entweder große 

Nähe zu Machtpromotoren haben oder 
mit erheblicher Machtleibe ausgestat­
tet sind. 

Andererseits sind die Funktionen von 
Macht- und Fachpromotoren in Regio­
nalkonferenzen schwer zu trennen. 
Denn die fachliche Kommunikation 
wird zu schnell und zu vordergründig 
überlagert von kommunalen Vertei­
lungsinteressen (z.B. durch fachliche 
Antizipation politischer Konflikte). 

Zu (3) 
Legitimationsprobleme: 

Probleme der Legitimation von Regio­
nalkonferenzen werden von den Kom­
munen (z.B. Regionalkonferenz 
Niederrhein), aber auch gruppenspezi­
fisch zum Thema gemacht. So fühlen 
sich Umweltschutzgruppen, Wohl­
fahrtsverbände u.a. "marginalisiert", in 
ihren Einflußmöglichkeiten auf die 
Diskussionsergebnisse benachteiligt 
und vielfach auch überfordert, ihre In­
puts so differenziert und abgesichert 
vorzubereiten, wie das Vertreter von 
Gemeinden oder Wirtschaftsverbän­
den dank effektiver Apparate können. 
Regionalkonferenzen haben in ihren 
Ergebnissen eine deutliche Schlagseite 
zugunsten ökonomischer Belange. 

Zu (4) 
Innovationsfähigkeit von 
Regionalkonferenzen: 
Funktionierende Regionalkonferenzen 
können insofern neuen Ideen/Ein­
schätzungen Zugänge öffnen, als sie 
bisher politikfernen Akteuren unmit­
telbares Gehör und damit persuasiven 
Einfluß verschaffen: 

In e1mgen Regionalkonferenzen 
konnten einzelne Unternehmer­
Persönlichkeiten und Hochschulwis­
senschaftler in ihrer Eigenschaft als 
Konferenz-Mitglieder Fachautorität 
gewinnen und Denkmuster einzelner 
Akteure zumindest verunsichern. 

- Desgleichen wurden Regionalkonfe­
renzen vom Mittelmanagement der 
Kommunalverwaltungen genutzt, um 
Projektideen und konzeptionelle 
Überlegungen, die in der Entsenderor­
ganisation keine Resonanz fanden, 
mit Kollegen anderer Kommunen zu 
erfolgreichen Projekten der Regional­
konferenz auszubauen. 

- Zudem finden sich Beispiele, wo Re­
gionalkonferenzen zu Katalysatoren 
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wurden und einzelne Kommunen aus 
der Kooperation mit anderen neue 
Ideen für raumbedeutsame Projekte 
gewannen (Beispiele aus Ostwestfa­
len-Lippe: Zentrum Biotechnik in Bad 
Oeynhausen; Gesundheitszentrum in 
Bielefeld; "Kurortregion Ostwestfa­
len-Lippe"; Beispiel aus Münsterland: 
Flughafen Münster-Osnabrück; Bei­
spiel aus Emscher-Lippe: Neuorgani­
sation der Berufsausbildung einschl. 
Fachhochschule; Beispiel Düsseldorf/ 
Mittlerer Niederrhein: Regionale 
Bahnlinie Düsseldorf-Karst-Mett­
mann). 

Schließlich darf auch nicht verkannt 
werden, daß Regionalkonferenzen 
einen regional-kollektiven "Leidens­
druck" präzisierten und zum Ausgang 
intensiverer Kooperation machten; 
damit gelang es leichter, alte Denkmu­
ster aufzuweichen und für neue Pro­
blemlösungen zu öffnen. 

8 Schlußfolgerungen 

Für eine Bewertung der Regionalkon­
ferenzen ist es noch viel zu früh. Regio­
nale Kooperation verlangt länger­
fristige Lernprozesse in regionaler Ge­
meinschaftsarbeit. Umgekehrt können 
Regionalkonferenzen nicht allein unter 
einzelnen Ergebnis-Indikatoren beur­
teilt werden. Allein ihre Einrichtung 
bewirkt Änderungen im Politikmodus: 
Regionale Netzwerke sind organisierte 
Lernprozesse mit Wirkung in etablierte 
Organisationsstrukturen hinein. Über 
sie können sich Fachleute der Verwal­
tungen artikulieren, die ohne die Netz­
werke in der sektoralisierten Tages­
arbeit ihres Herkunftsressorts diese 
Chance kaum hätten: Ein Ideenpapier, 
das von einer Arbeitsgruppe einer Re­
gionalkonferenz erstellt wird, hat grö­
ßere Wirkung als das gleiche Papier, 
das von einem Amtsleiter vorgelegt 
wird. Regionale Netzwerke verstärken 
damit in erster Linie die Einflußchance 
der Experten auf die Politik. 

Aber darin liegt ein zentrales Dilemma 
der Regionalkonferenzen: Solange ihre 
Funktion darauf beschränkt bleibt, 
die Kommunikationsbeziehungen zwi­
schen regionalen Akteuren zu verbrei­
tern und zu vertiefen, informationell­
technische Koordinationsleistungen zu 
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erbringen, Problemlösungsräume und 
Konsensmöglichkeiten auszuloten 
usw., sind sie als Experten-Netzwerke 
handlungsfähig. Sobald sie aber Vor­
entscheidersysteme werden oder gar 
die Region repräsentieren sollen, rük­
ken sie zwangsläufig in die Nähe von 
etablierten Entscheiderstrukturen und 
verlangen dann härtere Formen der In­
stitutionalisierung. Regionalkonferen­
zen vermischen beides mit dem Effekt, 
daß sie zwar in ihren Arbeitsgruppen, 
also Experten-Netzwerken, angenom­
men werden und gut funktionieren. 
Aber als Forum einer regionalen Kon­
sensfindung über kollektives Handeln 
stoßen sie auf den Widerstand der eta­
blierten Entscheiderstrukturen. Diese 
Zwitterstellung der Regionalkonferen­
zen zwischen politischen Netzwerken 
und Experten-Netzwerken paralysiert 
die Regionalkonferenzen so lange, wie 
Land und Kommunen unterschiedliche 
Erwartungen daran knüpfen (Land: 
regionales Kooperationsforum; Kom­
munen: regionales Anspruchskartell 
gegenüber dem Land). Dabei kommt 
möglicherweise den Mittelinstanzen 
eine Schlüsselfunktion zu: Ob sie 
die Regionalisierung (Kommunalisie­
rung) der Strukturpolitik des Landes 
effektivieren können oder umgekehrt 
die Befürchtungen der Gemeinden ver­
stärken, über Regionalkonferenzen 
könne sich eine neue überlokale Ent­
scheidungsebene etablieren. Denn die 
Mehrheit der Regierungspräsidenten 
hat das politische Potential erkannt, das 
in Regionalkonferenzen steckt, um ihre 
Bündelungs- und Moderatorenfunk­
tion aufzuwerten. In der anstehenden 
Diskussion zur Verwaltungsreform 
und zur Abschaffung einer der hierar­
chischen Ebenen im EG-Kontext könn­
ten Regionalkonferenzen eine immer 
wichtigere Verteidigungslinie der Mit­
telinstanzen werden. 
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